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PIrÄSIDENTENKONFERENZ DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN ÖSTERREICHS 

A.Z.: S - 986/Sch 

Betreff: 

Wien I., Löwe1straße 12 
Postfach 124 W14 Wien 

Telefon 63 07 41, 63 77 31 Fernschreiber 13/6451 

Es wird ersucht, bei Antwortschreiben das 

Aktenzeichen anzugeben. 

Zum Schreiben vom ........................ . . 

A. Z.: .................... ................. . . ... .. 
16. Dezember 1986 

Wien, am ...................................... . 

f ;'e���������<f{ 
An das 
Präsidium des Nationalrates Datum: 1 8. DEZ. 1986 

Parlament 
1010 Wien I Verteilt.liD • .'.!! � L._ 

--,-

/, 
oit�� 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schul­
unterrichtsgesetz geändert wird 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern öster­

reichs beehrt sich, dem Präsidium des Nationalrates die 

beiliegenden 25 Abschriften ihrer Stellungnahme zum Ent­

wurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schulunterrichts­

gesetz geändert wird, mit der Bitte um Ke'nntni snahme zu 

überreichen. 

Für den Generalsekretär: 

25 Beilagen 
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PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 

ÖSTERREICHS 

At'h.>vHRiF) 

A.Z.: S - 986/Sch 

Zum Schreiben vom 12. September 1986 

Zur Zahl 12.940/45-111/2/86 

An das 

16.1201986 
Wien,am . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  · · · · · · · · · · · · · · · · ·  . . .  . 

Wien 1., Löwelstraße 12, Postfach 124 1014 Wien 

Telefon 63 07 41. 63 77 31, Fernschreiber 13/5451 

Bundesministerium für Unterricht, Kunst 
und Sport 

Minoritenplatz 5 

1014 Tf-Jien 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Schul­
unterrichtsgesetz geändert wird 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs beehrt sich, zum vorgelegten Entwurf eines Bundesge­

setzes, mit dem das Schulunterrichtsgesetz geändert wird, 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Hauptinhalt des Gesetzentwurfes ist der Ersatz der Noten 

durch eine beschreibende Leistungsbeurteilung in der ersten 

Schul stufe und im ersten Semster der zweiten Schul stufe der 

Volks- und Sonderschulen. Die Erläuternden Bemerkungen 

begründen diesen Vorschlag insbesondere damit, daß bei 

der Bundesenquete am 14. und 15. März 1984 betreffend 

"schulische Leistung und ihre Bewertung" in Wien und bei 

den in der Folgezeit durchgeführten Enqueten in allen Bun­

desländern zum Bereich der Grundschule, insbesondere der 

Eingangsstufe, vielfach der Wunsch auf Ersatz der Noten 

durch eine beschreibende Leistungsbeurteilgung ("verbale 

Beurteilung") geäußert worden sei. 

Zugegeben wird in den Erläuterungen, daß in der im Anschluß 

an diese Enqueten anberaumten Beratung der Schulreformkom­

mission am 25.1.1985 (Gesamtkommission) und nach weiteren 
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Vorarbeiten in der Struktur-Kommission der Schulreformkom­

mission am 14. Mai 1986 keine einvernehmliche Auffassung 

erzielt wurde. 

Eine ausschließlich verbale Beurteilgung anstelle der zif­

fernm�ßigen Noten wird seit mehr als 15 Jahren als Schul­

versuch in der Grundstufe 1 (1. und 2. Schulstufe) erprobt, 

allerdings mit unbefriedigendem Erfolg: Es zeigte sich, 

daß die verbale Beurteilung entweder pauschal zu nichtssa­

genden Standardformulierungen führt oder, falls die Beur­

teilung individualisiert wird, es zur Ausformulierung auch 

negativer �··7erturteile kommt. Ausformulierte negative Bewer­

tungen in offiziellen Dokumenten, wie Zeugnissen, wirken 

aber diffamierend, zumal auch das Arbeits- und Sozialver­

halten des Schülers beschrieben wird. 

Die Pr�sidentenkonferenz lehnt die Abschaffung der Noten 

- gleich in welcher Schulstufe - entschieden ab. Die Noten 

haben, wenn sie pädagogisch richtig angewendet werden, eine 

betr�chtliche Motivationsfunktion für die Schüler. Außerdem 

haben sie den Vorteil einer relativ bestm�glich vergleich­

baren Information über den Leistungsstand des Kindes. Der 

p�dagogische Sinn von Prüfung und Beurteilung muß doch 

darin bestehen, daß der junge Mensch lernt, sich in seinem 

K�nnen und Leisten selbst einzuschätzen. 

Zus�tzlich zur bisherigen Benotung hält die Präsidentenkon­

ferenz allerdings geeignete verbale Bemerkungen für eine 

wünschenswerte Verbesserung der Leistungsbeurteilung, insbe­

sondere in der ersten und zweiten Klasse. Diese verbale 

Erg�nzung der Noten k�nnte eine genauere Information über 

Stärken und Schw�chen der Leistungen des Schülers und eine 

Hilfestellung für seine weitere Arbeit bieten. 

Besonders bei Schularbeiten erscheinen ergänzende verbale 

Bemerkungen zur Note als sinnvoll. Die von den Elternverei­

nen seit Jahren geforderte "Transparenz der Notengebung" 
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kann nur durch eine begleitende verbale Beurteilung erfol­

gen. Eine ausschließlich verbale Benotung ist abzulehnen, 

weil sie keine st�rkere Transparenz der Noten vermittelt 

und in kürzester Zeit zur Herausbildung " verbal er ;:Joten­

phrasen" führen würde. Eine verbale Beurteilung h�tte auch 

nur dann einen Sinn, wenn der Lehrplan in den Unterricnts­

gegenst�nden nicht ein Rahmenlehr9lan w�re, sondern klare 

Lernziele formuliert w�ren. 0ies ist aber �erzeit nicht der 

Fall. 

Deshalb schläg t die Präsidentenkonfere:�z im ::::inne einer 

verstärkten Transparenz �er Noten eine Kombination von 

verbaler und Zahlenbenotung f�r die erste und zweite Klasse 

J;:önn te E�f'; Cl1.l.ch 

für höhere Klassen ejnsef�hrt werden. 

Abschließend sei darauf hingewiesen, daß die vorliegende 

Novelle wahrscheinlich doch den b eson deren Beschlußerfor -

dernissen des Artikels 14 Abs. 10 Bundesverfassungsgesetz 

(qualifizierte Mehrhei t ) unterliegt, weil durch diese Be­

stimmungen die Schulorganisation beeinflußt wird. 

25 Absch:;::iftebn dieser Stellungnahr:le 'i'7erden \lTUnschgen l 2 ß 

gleichzeitig dem Pr�sidiwn des Nationalrates zugeleitet. 

Der Präsii:'1.ent: Der Generalsekretär: 
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